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(Nr. 6032.) Geſetz, betreffend die Zehrungskoſten der gerichtlichen Boten und Exekutoren 
bei Beſorgung von Dienſtgeſchaͤften außerhalb des Gerichtsortes. Vom 
11. Maͤrz 1865. ; 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ac. 
verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Haͤuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: a i 
: ; Sch | 

Die gerichtlichen Boten und Exekutoren erhalten fir jeden Tag, an 
welchem ſie außerhalb des Gerichtsortes und mehr als eine Viertelmeile von 
dieſem entfernt, Boten- oder Exekutionsgeſchaͤfte beſorgt haben, 7 Sgr. 6 Pf. 
Zehrungskoſten. 5 i 

„ 


Der $. 10, des Geſetzes vom 9. Mai 1851. (Geſetz Samml. S. 619.) 


und der Arkikel 22. Nr. 2. des Geſetzes vom 9. Mai 1854. (Geſetz-Samml. 


S. 273.) werden aufgehoben. 


Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 7 


Königlichen Inſtegel. 
Gegeben Berlin, den 11. März 1865. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Bismarck⸗Schönhauſen. v. Bodelſchwingh. v. Noon. 


Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


Jahrgang 1865. (Nr. 6032—6033.) 17 Cr. 6033) 
Ausgegeben zu Berlin den 28. Maͤrz 1865. 


Tr. 6033.) Allerhöchfter Erlaß vom 20. Februar 1865., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
kaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung einer Chauſſee von 
Morgenroth nach Antonienhuͤtte, im Kreiſe Beuthen, Regierungsbezirk 
Oppeln. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau der 
Chauſſee von Morgenroth nach Antonienhuͤtte, im Kreiſe Beuthen, Regierungs⸗ 
bezirk Oppeln, genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Bauunternehmer, 
Kammerherrn Grafen Hugo Henckel von Donnersmarck auf Siemianowitz, das 
Expropriationsrecht fuͤr die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen 
das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau- und Unterhaltungs-Materialien, nach 
1 der fuͤr die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf 
dieſe Straße. Zugleich will Ich demſelben gegen Uebernahme der kuͤnftigen 
chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſee⸗ 
geldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden 
Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen 
über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen 
Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats-Chauſſeen von Ihnen 
angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch follen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife 
vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗ 
Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 

Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur oͤffentlichen 

Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 20. Februar 1865. 
Wilhelm. 
v. Bodel ſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


(Ir 6034.) 
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Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen a 
) 


— 1 


(Nr 6034.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 20. Februar 1865., betreffend die Verleihung der fis⸗ 


kaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung einer Chauſſee im 
Kreiſe Falkenberg von der Falkenberg⸗Neiſſer Kreis⸗Chauſſee bei Jatzdorf 
bis zur Thereſienhuͤtte, im Anſchluß an die Falkenberg⸗Zuͤlzer Kreis⸗Chauſſee. 


1 Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Ban einer 
Chauſſee im Kreiſe Falkenberg, Regierungsbezirk Oppeln, von der Falkenberg⸗ 
Neiſſer Kreis⸗Chauſſee bei Jatzdorf bis zur Thereſienhuͤtte im Anſchluß an die 
Falkenberg⸗Zuͤlzer Kreis-Chauſſee genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem 
Erbauer, Grafen von Frankenberg auf Tillowitz, das Expropriationsrecht fuͤr 
die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur 
Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe 
der fuͤr die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. 
Zugleich will Ich dem Grafen von Frankenberg gegen Uebernahme der kuͤnftigen 
chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſee⸗ 
geldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden 


uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen 
Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen 
angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife 
vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗ 
Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. i 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zur Öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. N 


Berlin, den 20. Februar 1865. 
Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr. 6034-6035) 17* r. 6038. 


nder Ich das 775 5 ende von ns im E berſandnz mit ben 
ſchen Oberkirchenrath vorgelegte Reglement fuͤr den zur Unterſtuͤtzung 

tirten evangeliſchen Geiſtlichen der Rheinprovinz zu bildende Fond 
welches mit dem 1. Juli 18065. in Kraft tritt, hierdurch genehmige, verleihe 
Ich dem Fonds zugleich Dis Rechte einer juriſtiſchen Perſon mit dem Sitz f 
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Reglement 
fuͤr den 


zur Unterſtützung der emeritirten evangeliſchen Geiſtlichen der 
Rheinprovinz zu bildenden Fonds. 


Un den evangeliſchen Geiſtlichen der Rheinprovinz bei ihrem Ruͤcktritte aus 
dem Dienſte der Kirche die Gewaͤhrung eines angemeſſenen Zuſchuſſes zu dem 
geſetzſichen Ruhegehalt zu vermitteln, wird auf den Antrag des Koͤniglichen 
Provinzial⸗Konſiſtoriums zu Coblenz und im Einverſtaͤndniß mit dem Evange⸗ 
liſchen Oberkirchenrath vom 1. Juli 1865. ab ein beſonderer Fonds unter 


nachſtehenden Maaßnahmen gebildet. 


H. 1. 


Der gedachte Fonds hat den Zweck, ſaͤmmtlichen Geiſtlichen der in H. 2. 
bezeichneten Kategorie bei ihrer ehrenvollen Emeritirung, wenn ſie nach tadel⸗ 
loſer Amtsfuͤhrung Alters-, Krankheits- oder Schwachheitshalber mit hinrei⸗ 
chendem, von der Oberaufſichtsbehoͤrde anerkannten Grunde in den Ruheſtand 
verſetzt worden ſind, einen lebenslaͤnglich zu beziehenden Zuſchuß zu dem ihnen 
hee aus dem Einkommen ihrer ⸗Pfarrſtelle zuſtehenden Emeritengehalte zu 
gewaͤhren. 

In allen ubrigen Fallen der Niederlegung des Amtes oder der Entzie⸗ 


hung deſſelben tritt das Anrecht an den Unterſtuͤtzungsfonds nicht ein, abgeſehen 


davon, ob ſolche Geiſtliche die Haͤlfte oder einen ſonſtigen Theil von ihrem 
ehemaligen Pfarreinkommen behalten oder nicht. 


H. 2. 


5 Zur Theilnahme an dem Unterſtuͤtzungsfonds find alle in der Rhein⸗ 
provinz in der pfarramtlichen Seelſorge unwiderruflich, wenn auch als Pfarr⸗ 
verweſer oder Gehuͤlfen des eigentlichen Pfarrers zur Zeit angeſtellten ordinirten 


SGeiſtlichen der evangeliſchen Landeskirche berechtigt, alle von jetzt ab anzu⸗ 
ſtellenden ordinirten Geiſtlichen der gedachten Kategorie dagegen verpflichtet, 


x 


beides jedoch nur, fofern mit ihrer geiftlichen Stelle, fie mag ein Haupt⸗ oder 
Nebenamt ſein, ein feſtes Einkommen verknuͤpft iſt und ſie das Recht haben, 
5 1 5 Emeritirung einen Antheil von dem Einkommen ihrer Stelle zu 
erhalten. S 


Iſt mit dem geiftlichen Amte ein Schulamt verbunden, oder bekleidet ein 


Militairgeiſtlicher zugleich ein Civil⸗Pfarramt, ſo findet die Verpflichtung zum 
Beitritt ebenſo ſtatt, wie in den Faͤllen, wo das geiſtliche Amt nicht mit einem 


(Nr. 6035 . Schul⸗ 


r err er 


des Geſammteinkommens aus beiden kombinirten Stellen entrichtet. 


Jahr nach erlaſſener Aufforderung reſp. nach Konſtituirung des Inſtitutes dem⸗ 
ſelben beitreten, haben ſaͤmmtliche Beitraͤge nebſt acht Prozent Retardatzinſen 
nachzuzahlen und erwerben auch dadurch kein fruͤheres Anrecht. 

Nicht berechtigt und nicht verpflichtet zur Theilnahme an dem Fonds ſind: 
a) alle Pfarrgehuͤlfen und Huͤlfsgeiſtlichen, welche nur widerruflich oder 

ohne feſtes Einkommen angeſtellt oder nicht ordinirt ſind, 
bp) alle Diviſions⸗ und felbftftändige Garniſonprediger, ſofern dieſelben nicht 
gleichzeitig ein Civil⸗Pfarramt bekleiden; desgleichen diejenigen Geiſtlichen 


in Gefangenen, Kranken⸗ und Strafanſtalten ꝛc., welche nicht in den 


Organismus der Provinzialkirche aufgenommen ſind. 


H. 3. 


Der Betrag des von dem Unterſtuͤtzungsfonds zu gewaͤhrenden Zuſchuſſes iſt 
fuͤr alle empfangsberechtigten Emeriten gleich. Er wird mit den im H. 4. et seq. 
enthaltenen Modalitäten auf jährlich 120 Rthlr. feſtgeſtellt (elr. H. 16.). 


H. 4. 


Der volle Betrag dieſes Zuſchuſſes kann erſt ſolchen Geiſtlichen gewaͤhrt 
werden, welche im Laufe des ſechsten Jahres nach Errichtung des Fonds und 
ſpaͤter emeritirt werden. 

Die den fruͤher emeritirten Geiſtlichen gebuͤhrenden 9 werden nach 
Fuͤnfteln abgeſtuft. Erfolgt die Emeritirung vor Vollendung des erſten Bei⸗ 
trittsjahres, ſo erhalten ſie nichts. 

Dagegen erhalten ſie nach Vollendung ihres erſten Beitrittsjahres ein 
Fänftel, nemliyyy JV 24 Rthlr., 


nach vollendetem zweiten Beitrittsjahre zwei Fünftel ..... 48 

s dritten = drei „ 72 * 

= E vierten s vier 5 „„ 

z s fünften s in oe 120 = 
H. 5. 


Sollten in einem Jahre mehr als 24 zur vollen (F. 3.) Zuſchußzahlung 
von 120 Rthlrn, berechtigte emeritirte Geiſtliche vorhanden fein, fo behalten 
zwar die zuerſt emeritirten 24 Geiſtlichen die volle Zuſchußzahlung; die zu dieſer 
Zahl ſpaͤter hinzugekommenen Emeritirten aber haben keinen Anſpruch auf die 


Ermeſſen des Koͤniglichen Konſiſtoriums zu tragen vermoͤgend iſt. Sie ruͤcken 
aber der Reihe nach, und zwar in der Zeitfolge ihrer Emeritirung, in die vakant 
gewordenen Stellen ein und erhalten auch eine Entſchaͤdigung, wenn bei ihrem 
Leben die Zahl der vollen Zuſchußzahlungen wieder unter 24 ſinkt. Den Betrag 
dieſer Entſchaͤdigungen beſtimmt das Koͤnigliche Konſiſtorium. 5 

H. * 


Schulamte verbunden iſt, und die laufenden Beitrage werden nach Maßgabe 


Diejenigen zum Beitritt berechtigten Geiſtlichen, welche ſpaͤter als ein 1 


volle Zuſchußzahlung, ſondern nur auf eine ſolche, welche der Fonds nach dem 


, 


H. 6. 


Die Zahlung des Zuſchuſſes erfolgt vierteljaͤhrlich postnumerando nach 
den Kalenderquartalen. 
S. N. 


Der Verluſt des Emeritengehaltes zieht den Verluſt des Zuſchuſſes nach 
ſich. Sollte ein Emeritus in einem öffentlichen Amte wieder angeſtellt werden, 
ſo verbleibt ihm der Zuſchuß nur inſoweit, als das Einkommen der neuen Stelle 
mit dem Emeritengehalte und den Zuſchuͤſſen zuſammengenommen ſein fruͤheres, 
bei der Emeritirung zum Grunde gelegtes Dienſteinkommen nicht uͤberſteigt. 


a H. 8. 

Wenn ein Emeritus ſeinen Aufenthaltsort im Auslande wählt, fo muß 

die Genehmigung zur Verabfolgung des Zuſchuſſes dorthin bei dem Koͤniglichen 
Konſiſtorium nachgeſucht werden. 


. 
Die Einnahmen des Fonds ſind: 
a) die Beiträge der Geiſtlichen; f 
b) 975 Zinſen aus dem Reſervefonds, der aus den Ueberſchuͤſſen gebil⸗ 
et wird; : i 
c) der Ertrag der von der Rheiniſchen Provinzialſynode dem Fonds zu⸗ 
gewendeten fortlaufenden Beiſteuer, einſchließlich des bisher daraus ge⸗ 
bildeten Kapitals; ferner Erbſchaften, Schenkungen, Vermaͤchtniſſe und 
ſonſtige Zuwendungen in den geſetzlichen Schranken; 5 
d) Zufchüffe aus Staatsfonds, deren Zuruͤckziehung bei fortfallendem Bes 
duͤrfniß vorbehalten iſt. 5 
§. 10. 


Die laufenden jaͤhrlichen Beitraͤge beſtehen in Einem Prozent des Dienſt⸗ 
Einkommens. Hierbei werden Beträge des Dienſteinkommens unter 50 Rthlr, 
nicht gerechnet. f 

Demnach iſt z. B. der Betrag von einem Dienſteinkommen: 

von 350 bis 399 Rthlr. = 34 Rthlr., 
= 400 = 449 2 = 4 2 

Die laufenden Beiträge werden vierteljaͤhrlſch praenumerando am 
2. Januar, 1. April, 1. Juli und 1. Oktober ezahlt. Die Feſtſetzung des 
Betrages derſelben erfolgt durch das Königliche Koafıforium, 


H. 11. 


Die Beitraͤge werden bei Pfarrvakanzen ohne ein Gnadenjahr aus den 
Revenuen der Pfarre fort ezahlt, fallen aber bei Vakanzen mit einem Gnaden⸗ 
jahre für’ Wittwen und Waiſen weg. 5 i : 

Desgleichen zahlt fie der Subftitut oder Adjunkt von ſeinem Dienſt⸗ 
Einkommen und der Emeritus von ſeinem Emeritenantheil. g 
(Nr, 6035.) H. 12. 


iſtliche welche nach H. 1. i res Amtes entlaſſen werden (Straf⸗Emeri⸗ 


tirung), oder, ohne ehrenvoll emeritirt zu werden, ihr Amt aufgeben, können die 
Erſtattung ihrer bis dahin geleiſteten Beitraͤge nicht fordern. 5 
Eine Nachzahlung von Beiträgen von früher in anderen Provinzen und 
Verhaͤltniſſen (F. 2.) angeſtellten Geistlichen, welche durch ihre neue Anſtellung 
zum Unterſtuͤtzungsfonds berechtigt und verpflichtet werden, findet nicht ſtatt. 


$. 14. 


9 Königliche Konſiſtorium der Provinz fuͤhrt die Direktion und Ver⸗ 
waltung des Fonds und vertritt die Anftalt nach Außen, namentlich bei dem 


Erwerbe, der Verwaltung und Veraͤußerung von Grundſtuͤcken. Daſſelbe tft 


aber verpflichtet, in jeder Verſammlung der Provinzialſynode von dem Stande 
des Inſtituts eine vollſtaͤndige Ueberſicht zu geben. a f | 


H. 15. 


Gegen die Verfügungen des Koͤniglichen Konſiſtoriums fieht den Bethei⸗ 
ligten die Beſchwerde bei dem unterzeichneten Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ 
und Medizinal⸗ Angelegenheiten offen. N ö I 
„„ H. 16. | Er 
Der Direktion des Fonds bleibt vorbehalten, die Rechnungsunterlagen 
des gegenwaͤrtigen Reglements von Zeit zu Zeit einer Prüfung von Sachver⸗ 
ſtäͤndigen zu unterwerfen und nach deren Ergebniß bei allen demnaͤchſt eintre⸗ 
tenden Emeritirungen den Betrag des zu gewährenden Penſionszuſchuſſes inſo⸗ 
weit zu ermaͤßigen oder zu erhoͤhen, als es nach dem Urtheile der Sachverſtän⸗ 
ae 15 Erhaltung der Leiſtungsfaͤhigkeit des Fonds erforderlich reſp. zus 
5 N AT 2 | 
= 8 %%% ö SCBLDISE ANDRES der Zuſtimmung der Provinzial⸗ 
Synode. i i 
Rs Berlin, den 1. März 1865. 5 


Der Minifter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medtzinal⸗ 


* 


Angelegenheiten. 
v. Muͤhler. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
N = (N. v. Decker ). N 


